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rictung neuer Jnduſtrien nötig ſind, dienſtbar gemacht
werden ſoll. Daneben wurden Maßregeln erwogen, um die
neberſchwemmung des engliſchen Marktes mit billigen
deutſchen oder anderen Waren zu verhin-
dern.
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Die preußiſche Wahlordnung
Amtlich. Die von der preußiſchen Regierung be-

ſhloſſene Verordnung über die Wahlen zur verfaſſung-
benden preußiſchen Landesverſammlung
ehnt ſich eng an das Reiswahlgeſetz an. Die Mit
gleder der Landesverſammlung werden in allgemeinen,
unmittelbaren, gleichen und geheimen Wahlen nach den
Erundſätzen der Verhältniswahl gewählt. Wahlbe-
rechtigt ſind die deutſchen Männer einſchließlich der
Perſonen des Soldatenſtandes und Frauen, die am Wahl-
jage das 20. Lebensjahr vollendet haben. Wahlaus-
ſhließungsgründe ſind die gleichen, wie im Reichswahl-
geſez. Wählbar ſind alle Wahlberechtigten, die am
Vahltage ſeit mindeſtens einem Jahre Preußen ſind. Auf
100 000 Einwohner entfällt im allgemeinen ein Abgeord-
neter. Jn 23 Wahlkreiſen, die ſich den Provinzen und Re
gierungsbezirken anlehnen, werden insgeſamt 40 Abge
ordnete gewählt. Die Wahlen finden am 26. Januar
ſtatt.

Eine Kundgebung zur Schul-
revolutionierung

Eine Direktoren Verſammlung in Verlin nahm zu den
Liniſterial-Erlaſſen über den Geſchichts- und Religionsunter
S Schülerrat und Schulgemeinde mit folgender Erklärung

ellung:
„„Wir legen Ver wahrung dagegen ein, daß die proviſo
tiſche Regierung vor Einberufung der Nalionalverfammlung
und endgültiger Ordnung der Regierungsgewalt Verfügungen
on ſo einſchneidender Wirkung, noch dagu mit ganz unverfländ-
üher Eile, erlaſſen hat.

Die Erlaſſe über den Geſchichts- und Religionsunterricht
den Geiſt der Unduld amkeit gegen And. rsdenkende, alle

Jaſſe den Geiſt der Feindſe!igkeit gegen die alte Schule.
ſem Geiſte treten wir einmütig und einſtimmig entgegen.
Wenn das Miniſterium von den Lehrern die Heranbildung

nes „neugearteten“ Geſchlichts fordert, „eines Geſchlechts von
P Opfermut und Adel der Geſinnung, von unbeſtechlicher

ahrhaftigkeit und Gerechtigkeit, von unerſchütterlichem ſittlichen
Put und Jdeglismus“, ſo erheben wir an den Gräbern unferer
nen Schüler flammenden Einſpruch gegen jede

ge, als ob die alte Schule keine Männer von Opfermut,
elſinn und Jdealismus herangebildet habe.
s enn das Miniſterium den Schülern zuruft: „Wir hoffen,

ſeit was un er einem veralteten und toten Syſtem der
n )eit in eurer Seele noch hungern kranken und verkrüvypeln
pid“ in der neuen Welt der Freiheit gefunden und aufblühen
Lohn denn es unſern Schülern wünſcht Möge die Luft der
e r igt werden von dem Ungeiſt der toten Unterord
eng des Mißtrauens und der Lüge“, ſo weiſen wir dieſe
e nbwürdigung der alten Schule dieſe Beleidigung
de Meſenten Lehrerſchaft aufsſchärfſte zurück

wmiſterium will Freiheit ſäen und wird Zuchtloſig-eit ernten.
mere Schulen berrſcht ein freies Vertrauens

iniſte t nis zwiſchen Lehrern und Schülern. Die von dem
iſterium gewünſchten „Schülerräte“, ein Name, der unter

en Verhältniſſen an ſich ſchon aufreizend wirkt und
i n hre zen iſt. beſtehen längſt als „Schüleraus
wagn ie Schulgemeinde“ dagegen mit parlamentariſcher
wen ung mag ſich für Privat ſchulen mit kleinen Jnternaten
r in die öffentliche Sch e, vor allem in die Rieſen

en der Großſtädte gebört ſie nicht.
gen die Vedrohung des Religionsunterrihtes legen wir

2. Sicherſtellung der Gebührniſſe der von Soldatenräten
widerrechtlich abgeſetzten Offiziere uſw.

Der D. O. B. iſt dauernd darum bemüht, für die Aufrecht-
erhaltung der bisherigen Tätigkeit der Offiziere auch weiterhin
einzutreten. Der Erſolg dieſer Arbeit iſt aber in Frage geſtellt,
wenn nicht von der Reichsleitung unverzüglich eine Erklärung
abgegeben wird, die den Offizieren eine Weiterarbeit in Ehren
ermöglicht.

Deutſchnationale Volkspartei.
Die Vertreterverſammlung der Deutſchnationalen Volks-

partei für Großthüringen tagte in Erfurt. Der Saal
vermochte die überaus große Zahl der aus allen Gauen Thü-
ringens herbeigeeilten Abgeordneten kaum zu faſſen. Jn den
ſehr angeregten, vom Geiſte verſtändnisvollen Zuſammen-
arbeitens getragenen Beratungen wurde volle Uebereinſtimmung
hinſichtlich Organiſation, Kandidatenfrage uſw. erzielt. An-
läßlich dieſer Tagung hatte ſich eine nach vielen Hunderten zäh-
lenden Gemeinde deulſchnational und chriſtlichſozial geſinnter
Männer und Frauen aller Stände eingefunden. Es machte ſich
deswegen, unvorhergeſehen, eine zweite geſonderte Tagung
nötig. Jn dieſer ſprach Dr. Maurenbrecher in feſſelnder
und klarer Weiſe über die Richtlinien und Ziele der deutſch
nationalen Volkspartei. Die begeiſterte Zuſtimmung, die der
Redner fand, geſtaltete die Verſammlung zu einer eindrucks-
vollen und würdigen Kundgebung für die deutſchnational-chriſt-
liche Volksbewegung unſerer Tage.

Sranzöſiſche Gewaltmaßnahmen
(Von unſerem Sonderberichterſtatter.)

Genf, 22. Dezember.
Wie der „Matin“ meldet, hat der franzöſiſche Oberkomman

dierende in Konſtantinopel die in den türkiſchen Häfen liegenden
deutſchen Schiffe mit Beſchlag belegt. Auch wurde
eine Anzahl Deutſcher und Oeſterreicher aus verſchiedenen Orten
der europäiſchen und aſiatiſchen Türkei feſigenommen und nach
Franlveich überführt, wo ſie bis Friedensſchluß inter
niert werden.

Budapeſt, 22. Dezember.
Der franzöſiſche Militärbefehlshaber hat unter Berufung

auf den Waffenſlillſtandsvertrag das geſamte Poſt- und
Telegraphenweſen mit Veſchlag belegt und die Ab-
ſendung von Telegrammen ins Ausland vorboten.

Die Kommandogewalt
Wie geſtern kurz bereits gemeldet, hat der Zentralrat über

die Durchführung der vom Rätekongreß angenommenen Anträge
mit dem Rat der Volksbeauftragten verhandelt.

Jn der Sitzung lagen Erklärungen der Oberſten Heeres-
leitung, der militäriſchen Mitglieder der Waffenſtillſtandskom
miſſion, des Kriegsminiſteriums, des Staatsſekretärs des Reichs-
marineamts und anderer Stellen vor, wonach die Zurückführung
der Truppen in die Heimat und die Durchführung der Beſtim
mungen des Waffenſtillſtandes bei ſofortiger Verwirklichung der
Forderungen des Kongreſſes auf das ſchwerſte gefährdet ſein
würde.

Der Zentralrat ſtimmte darin überein, daß geſetzliche Ver-
ordnungen zur Ausführung der Kongreßbeſchlüſſe erforderlich
ſind. Dieſe Verordnungen nebſt Ausführunsgbeſtimmungen
ſollen ſo ſchnell wie möglich erlaſſen werden.

Zu den von W. T.-B. veröffentlichten Vereinbarungen
zwiſchen der Reichsleitung und der Oberſten Heeresleitung er
fahren die „Pol. Parl. Nachr.“ folgendes:

Die Offiziere haben ihre Bedeutung für das deutſche
Heer und die deutſche Flotte noch nicht eingebüßt. Die
Durchführung der Demobiliſation und der Waffenſtillſtands
bedingungen verlangen gebieteriſch die Mitwirkung des Offi
zierkorps. Es können keine Schiffe überführt und durch die

hältniſſe für das Reich ſo, daß man verſuchen muß, über-
all Geld zu erlangen, wo noch etwas vorhanden iſt. Das
Reichsſchatzamt hat ſich in erſter Reihe zur Aufgabe geſtellt,
die großen Kriegsgewinne noch nachträglich und
zwar, wie Herr Friſcher ſich ausdrückte, „reſtlos“ zu er-
ſaſſen. Auch dafür wird es zum Teil ſchon zu ſpät ſein.
Kriegsgewinne, die z. B. an der Wertpapierbörſe
erzielt worden ſind, ſind zum Teil ſchon durch die Baiſſe-
bewegung geſchmolzen worden. Viele induſtrielle Unter-
nehmungen haben in den letzten Wochen überdies große
Teile ihrer Reſervegelder an die mit erhöhlen Lohnforde-
rungen bedachten Arbeiter auskehren müſſen. Auch hier
gehöven alſo vielfach Kriegsgewinne nur noch der Ge
ſchichte an. Die Löhne der Arbeiterſchaft werden
ſich in ihren Steigerungen kaum richtig erfaſſen laſſen, weil
ſie durch die Menge zu Atomen verſprengt werden und weil
die kleinen Erſparniſſe auch nach Möglichkeit geſchont
werden ſollen. Die Vermögensabgabe, die eine Ergänzung
der Kriegsgewinnſteuer bilden ſoll, wird aus denſelben
Gründen nicht mehr die Summen liefern können, die z. B.
noch im September oder Oktober zu erzielen geweſen wären.
Daß man in Regierungskreiſen daran denkt, die brach-
liegenden Gelder oder, was dasſelbe iſt, die Barmittel,
heftig zu beſtenern, findet unſeren Beifall, denn gerade
das brachgelegte Geld hindert unſer Wirtſchaftsleben ganz
außerordentlich. Eine andere Frage iſt aber, ob es ſich in
ansreichender Weiſe erſaſſen laſſen wird. Die Straf-
androhungen für die Steuerhinterzieher können nicht ſcharf
genug ſein, wenn ſie ihren Zweck erreichen ſollen. Daß die
Kriegsanleihe als bares Zahlungsmittel bei Entrichtung
der Steuer anerkannt werden ſoll, entſpricht der früheren
Ankündigung und wird vielleicht dazu beitragen, den
Börſenwert der Kriegsanleihen zu ſtützen.

Was der Staatsſekretär über die Verbrauchs-
abgaben im einzelnen noch angegeben hat, entſpricht
unſeren Erwartungen. Daß Tabak und Higaretten, ſo
ſchätzungswert ſie als Anregungsmittel ſind, noch eine kräf-
tigere Beſteuernng ertragen können, iſt zweifellos. Mit
größerer Zurückhaltung ſtehen wir der Zuckerſteuer
gegenüber, weil Zucker in erſter Reihe doch als Nahrungs-
mittel und dann erſt als Genußmittel zu werten iſt. Aber
wir glauben, daß ſelbſt die Sozialdemokratie angeſichts der
kedanerlichen Finanzlage des Reiches ihre Forderung, daß
Nahrungsmittel unbeſtenert bleiben ſollen, nicht mehr
ohne BVeſchränkung aufrecht erhalten können wird. Ueber
die Beſteuerung des Grundſtückumſatzes und über die all
gemeine Warenumſatzſteuer läßt ſich, ſolange die Einzel-
heiten der Pläne unbekannt bleiben, kaum ein Wort der
Kritik ſagen. Daß die Beſteuerung der Luxus
erzeugniſſe in höherem Umfange geplant wird, wird
der Reichskaſſe nicht viel nützen, denn bekanntlich haben
Luxusſtenern nie große Erträgniſſe gebracht. Sie tragen
aber immerhin etwas dazu bei, die Stimmung der „Nicht-
beſitzenden“ zu heben.

Die Durchführung der Geſetze wird einen großen
Beamtenagapparat erfordern und dem grünen Tiſch
wieder neue Triumphe bereiten. Die Ausführungen, die
Staatsſekretär Schiffer über die Beteiligung des Reiches
am Wirtſchaftsleben gemacht hat, enthalten inſofern neue
Geſichtspunkte, als nicht nur volle Staatsmonopole, ſondern
auch gemiſcht- wirtſchaftliche Betriebe vom Reiche angeſtrebt
werden. Von dieſer Art der Soziagliſierung wird die
Arbeiterſchaft keinen Nutzen haben ſie werden nur als
Stenerquellen gewertet werden können. die dem Reiche neue
Mittel erſchließen. Eine ſtärkere Gewinnbeteili-
aung der Arbeiterſchaft wird dadurch zur Un-
möglichkeit, weil das nur zur Störung der fiskaliſchen
Arbeiten führen könnte. Ob das Neich im freiwirtſchaft-
lichen Betrieb bei möglichſt wenig gehinderter Enffaltung
der Konkurrenz und bei einer gleichzeitigen kräftigen Be-
ſtenerung der Gewinnüberſchüſſe nicht weit beſſer fahren
könnte iſt eine Frage, die bei den Beratungen des Geſetz
entwurfes nach allen Richtungen belenchite ſo i



Verbotene Weihnachtslieder
Jn Berliner Schulen iſt in Ausführung des

„Programms“, das der eigenartige preußiſche Kultus-
miniſter Adolf Hoffmann zur „Reform“ des Schul
weſens aufgeſtellt hat, das Singen von Weihnachtsliedern
und die Veranſtaltung von Weihnachtsfeiern verboten, ſowie
das Morgengebet bei Beginn des Unterrichts abgeſchafft
worden. Das hat bei den Eltern der betroffenen Kinder,
beſonders bei den Mültern, große Empörung hervor-
gerufen. Ueberall, auch in den Kreiſen der Arbeiterinnen
hört man Aeußerungen der Entrüſtung über Adolf Hoff
mann und die geſamte Regierung, die ſolche Miniſter ein
ſetzt. „Die Religion laſſen wir uns und unſeren Kindern
nicht nehmen!“ betonen die Mütter ſehr entſchieden.
„Ohne Religionsunterricht verroht dieJugend vollends!“ Da die Revolutionsregierung
einſieht, daß ſie in ihrem Eifer, die Konjunktur auszu-
nutzen, eine große Dummheit gemacht hat, ſucht ſie den
Rückzug anzutreten. Adolf Hoffmann iſt „erkrankt“, ſelbſt
verſtändlich an der Miniſterkrankheit; und ſein
Beirat Häniſch bemüht ſich, die Sache einigermaßen
wieder einzurenken. Er kann freilich nicht leugnen, daß
Verbote von Schulweihnachtsfeiern ſtattgefunden haben. Er
will das aber als „Jrrtümer“ hinſtellen. Das Weihnachts
eſt als deutſches Volks und Familienfeſt zu begehen, wider
preche in keiner Weiſe den Abſichten des Erlaſſes“. Alſo
als chriſtliche s Feſt ſoll es auch nach dieſer Lesart
nicht mehr geduldet werden. Für dieſes Jahr kommt die
Deutung Häniſchs auch zu ſpät, die Berliner Schulkinder
ſind um das ſchönſte Feſt gebracht, das ihnen gerade in
dieſem traurigen Winter ſo recht zu gönnen geweſen wäre.
Ueberhaupt nützt der Revolutionsregierung ihr Rückzug in
dieſer Sache nichts mehr. Sie hat ſich da zu tief in die
Karten ihrer wahren Abſichten ſehen laſſen; die Mütter
werden das nicht vergeſſen, auch nicht bei den Wahlen zur
Nationalverſammlung. Recht hat Genoſſe Häniſch freilich,
wenn er davon ſpricht, daß das Vorgehen gegen die Religion
mit „Schonung“ geſchehen ſolle. Schonung wird jetzt ſchon
eübt, wo ſie den klugen Herren angebrocht erſcheint. So
n den höheren Schulen, beſonders in den höheren Mädchen-

ſchulen. Berlin beſitzt bekanntlich eine große Anzahl
Privatmädchenſchulen, darunter folche, die Wert darauf
legen, chriſtliche Anſtalten zu ſein. Wollte man nun die
Entchriſtlichung der ſtädtiſchen Mädchenſchulen zu eifrig be
treiben, ſo würde eine ſtarke Abwanderung nach den Privat
ſchulen eintreten. Dadurch würde die Stadt einen erheb-
lichen Ausfall an Schulgeld erleiden und die ſtädtiſchen
Schulen würden in den Ruf von Anſtaltenminderer Güte kommen. Vor aſſem aber würden
die Sozialiſten den chriſtlichen Schulen, die ihnen doch ein
beſonderes Greuel ſind, die Kinder moſſenweiſe zutreiben.
Deshalb übt man da mehr Schonung als in den Volks-
ſchulen, deren Kinder ihnen für die Experimente roter
Erziehnngskünſte gut genug erſcheinen.

Die polniſche Gefahr
Das preußiſche Kabinett hat ſich in einer Sitzung mit der

drohender werdenden Polengefahr beſchäftigt und dabei auf
verſchiedene Vorſchläge geeinigt, die zu ihrer Bekämpfung
dienen ſollen und die der Reichsregierung zur Erwägung und
weiteren Veranlaſſung unterbreitet worden ſind. Die Tendenz
dieſer Vorſchläge geht dahin, alle unberechtigten Uebergriffe von
ſeiten der Polen abzuwehren.

Die Volksbeauftragten Ebert
dem Danziger Magiſtrat:

Die Reichsregierung hält es für ihre Pflicht, die deutſche
Stadt Danzig zu ſchützen und alles aufzubieten, um ſie dem
Deutſchen Reiche zu erhalten. Staatsſekretär Erzberger
drahtete, er habe die Waffenſtillſtandskommiſſion in Spag be
auftragt, nachdrücklichen Einſpruch gegen die Landung eines
polniſchen Heeres in Danzig zu erheben.

d

Bolſchewiſtiſcher Angriff gegen Finnland
(Von unſerem Sonderberichterſtatter.)

Kopenhagen, 21. Dezember.
Nach einer Meldung der „Politiken“ aus Stockholm trifft

die BolſchewikiRegierung Vorbereitungen zu einem Angriff
gegen Finnland. Sie hält den Zeitpunkt deshalb für ſehr
geeignet, weil die finniſche Regierung nach dem Abrücken der
deutſchen Truppen ihrer militäriſchen Macht mittel ent
blößt iſt. Nach Meldungen von der ruſſiſch-finniſchen Grenze
ſammeln ſich dort größere Verbände ruſſiſcher Truppen. Auch
in den finniſchen Gewäſſern wird durch ruſſiſche Kriegs
ſchiffe eine eifrige Tätigkeit entfaltet, die an den Ausgängen

der finniſchen Häfen Minenſperren anlegen.

und Haaſe telegraphierten

d

Wilſon gegen den ruſſiſchen
Bolſchewismus

Haag, 21. Dezember.
Der „Nieuwe Rotterdamſche Couvrant“ meldet aus London,

Mancheſter Guardian“ berichtet, Wilſon habe ſeinen Londoner
Aufenthalt früher angeſetzt, weil Miljukow und Ke
renski in London ſind. Die Haupttriebfeder gegen den
ruſſiſchen Bolſchewismus liege, wie man annehme, in
London und nicht in Paris. Falls es zu einer großen Unter
nehmung komme, um den ruſſiſchen Volſchewismus zu ſtürzen,
würde Amerika ſich hieran in großem Stile beteiligen. Daraus
erklärt ſich, daß Wilſon ſich mit ſeiner Londoner Reiſe beeilt, um
in dieſen wichtigen Fragen mitzuarkeiten, bevor die Friedens
vräliminarien beginnen.

Golſchewiſtiſche Strömung in Südamerika
(Von unſerem Sonderberichterſtatter.)

Lugano, 22. Dezember.
Nach Meldungen italieniſcher Blätter aus Buenos Aires ſind

tn den ganzen ſüd amerikaniſchen Republiken revolutionäre
Strömungen vorhanden. Unter dem Militär und den Arbeitern
in Chile, Peru und Argentinien werden maſſenhaftFlugblätter verbreitet, die zum Sturze der jetzigen Regierungen
und zur Bildung von A.- und S.-Räten auffordern.

Fiſchverſorgung durch Norwegen
Spaa, 20. Dezember.

Der Bevollmächtigte der deutſchen Waffenſtillſtandskom
miſſion überreichte eine Note, in der es u. a. heißt:

Die deutſchen Dampfer „Ledina“, „Hertha“, „Harmonia“,
J und „Delport“ ſind von Helſingör zur

eine Note überreicht, in der er unter Hinweis

ſchaft

Ausfahrt bereit oder bereits auf der Linie von Helſingör gema
dem norwegiſch- amerikaniſchen Abkommen über Fiſchausfuhr mit
Fiſchen beladen, und drei weitere Dampfer liegen mit
Roh materialien für Norwegen in Deutſchland zur Abfahrt
bereit. Die norwegiſche Regierung hat bei der britiſchen Re
gierung den Antrag um Geleitſcheine geſtellt.

Jm Jntereſſe der Verſorgung Deutſchlands mit Lebens-
mitteln bin ich von der deutſchen Regierung beauftragt, das Er-
ſuchen zu unterſtützen.

Dämmernde Erkenntnis
Der Arbeitszwang

Durch W. T.-B. wird folgendes verbreitet:
Die außerordentlich hohen Lohnſteigerungen, die

gegenwärtig an der Tagesordnung find, ſtellen nur eine
ſcheinbare Verbeſſerung der wirtſchaftlichen Lage des
Arbeiters dar. Sein Einkommen wird lediglich nominell auf
gebeſſert. Jn Wahrheit führt die Erhöhung nur zu einem och
ſtärkeren Anziehen der Lebensmittel und ſpäterhin der Roh
ſtoff- und Mietspreiſe. Es iſt höchſte Zeit, daß die Lohnfeſt
ſetzung wieder in die Bahn des Tarifvertrages zurückkehrt und
gewerkſchaftlichen Einflüſſen zugänglich wird. Ebenſo muß die
Anordnung von Arbeitsniederlegungen, für die der
gegenwärtige Augenblick ſicher ſo un günſtig wie möglich ge
wählt iſt, ausſchließlich den Berufsvereinen der Arbeiter über
laſſen bleiben. Vom Unternehmer muß weiteſtgehende Rückſicht
auf die Lebensbedingungen ſeiner Arbeiter verlangt werden;
aber auch von deren Seite iſt Rückſicht auf die Pro
duktivität des Betriebes zu nehmen, ohne die kapitaliſtiſche
Wirtſchaftsführung ebenſo unmöglich wie Vergeſellſchaftung iſt.

Die „Politiſchen Parlamentariſchen Nachrichten“ melden
u;:

Die jetzt eingeführte Erwerbsloſenunterſtützung findet eine
gewaltige Arbeitsloſigkeit vor. Fingnzpolitiker ſtellen ſchon feſt,
daß ihre Durchführung finanziell ruinös wirken müſſe, wenn
man nicht einen Arbeitszwang feſtlege. Die Schwierig
keit liegt darin, daß die Arbeitsloſen der Großſtädte ſchwer dazu
zu bewegen ſind, auf dem Lande Arbeit zu ſuchen. Dieſer Um
ſtand und die ſchweren finanziellen Laſten laſſen es ausge
ſchloſſen erſcheinen, die Erwerbsloſenunterſtützung aufrecht zu
erhalten, ohne auf der anderen Seite die Arbeitspflicht geſetzlich
feſt zulegen. Es wird, wie wir erfahren, eine Verordnung er-
gehen, welche die Zahlung der Erwerbsloſenunterſtützung in
allen Fällen ausſchließt, in denen der Arbeitsloſe für ihn ge-
eignete Arbeit verweigert.

Die Auslegung der Wählerliſten
r Jnnern hat unter dem 20. Dezemberfolgende Vorſügu„Die derren Wahlledantſore mache ich ergebenſt darauf

aufmerkſam, daß durch die Verordnung zur Abänderung der
Vorordnamg üler die Wahlen zur verfaſſunggebenden deutſchen
Nationalverſammlung vom 19. Dezember 1918 (ReichsGeſetzbl.
S. 1441) der Wahltag zur deutſchen Nationalvor ſammlung

auf den 19. Januar 1919 vor verlegt iſt, und daß infolge
deſſen die Friſten für die Aus legung der Wählerliſten
e die Einveichung der Wahlvorſchläge verkürzt werden
maußßtem.

Der Tag der Auslegung der Wählerliſten iſt
vom Rat der Volksbecrftragten durch die genannte Abände-
rungsverordnung auf den 830. Dezember 1918 feſt
gelegt worden. Dadurch ernbrigt ſich die in S 38, Abſ. 1
der Wahlordnung vom 30. November 1918 vorgeſehene Feſtſetzung
des Auslegungstoges durch mich, nicht aber die Bekanntmachung
durch den Gemeintevorſtond nach S 8, Abſ. 2 der Wahloronun

Nach 8 8, Abſ. 2 der Abänderungsverordnung haben d
Wahlfommiſſare die in 5 12 der Wahlordnung vorgeſchriebene

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorſchlägen ſofort zu
erlaſſen. Dabei wird zu beachten ſein, daß nach S 3, Abſ. 1 der
Abänderungsverordnung die Wahlvorſchläge ſpäteſiens
bis zum 4. Januar 1919 beim Wahllommiſſar eingereicht

in müſſen.be Jch erſuche gefälligſt hiernach zu verfahren und
insbeſondere ſo vaſch als möglich die mit der Anfertigung und
Auslegung der Wählerliſten befaßten Behörden ausdrücklich
darauf hinzuweiſen, daß die Wählerliſten am 80. Degember 1918
ausgelegt werden müſſen.

Aus der Waffenſtillſtandskommiſſion

Die Wahlen W nGeſandter von iel hat in der fenſtn s fommiſſio:a ttiſche Bedeutung der bevorſtehenden Wahlen zur ver
ſammlung bittet, oie Vorbereitungen und Vornahme der Wahlen
beſonders in der Preſſe und in den Verſammlungen keine Ein
griffe vorzunehmen.

Gegen die Verſtaatlichung
Bremen, 21. Dezember.

Jm Kaufmannskonvent ſprach heute der Präſes der
Handelskammer, Biedermann, u. a. über die Umwandlung

unſerer wirtſchaftlichen Verfaſſung. Jnwieweit eine Ver
ſtgatlichung unſeres Wirtſchaftslebens möglich und zweck-
mäßig ſei, bedürfe gründlicher Ueberlegung. Verderb-
lich würdeſie jedenfalls ſeinfür diejenigen
Erwerbszweige, die den Kampf mit der freien Privofwirt-

des Auslandes aufzunehmen haben. So können
namentlich der Ein und Ausfuhrhandel und die Schiffahrt
nebſt der Transportverſicherung nur in ſtändiger Fühlung
mit den überſeeiſchen Erzeugern, Verbrauchern und Kauf
leuten im harten Kampfe des einzelnen um die günſtigſten
Bezugs- und Abſatzbedingungen und ſonſtigen Weltmarkt-
faktoren gedeihen. Für ſie bleibt ausſchlaggebend
die Wechſelwirkung von Angebot und Nach
frage, die allein eine Minderung der auf die Dauer er
drückend hohen Preiſe der für unſere Jnduſtrie und unſere
Verbrancher unentbehrlichen Rohſtoffe, Lebens und Futter
mittel herbeiführen kann. Soll der freie Handel mit dem
Auslande wieder einſetzen und vor allem aufblühen, ſo muß
auch die Stellung unſerer Freihäfen unan-
getaſtet bleiben. Ueberall ſucht man nach deutſchem
Muſter Freihäfen einzurichten, um einen durch die Schran
ken der Einfuhr in das eigene Land nicht gehinderten freien
Austauſch von Durchgangswaren zu ermöglichen. Jeder
Eingriff in dieſe Freiheit durch eine ſozialiſtiſche Geſetz
gebung würde unſeren Handel in das umliegende Ausland
vertreiben. Eine erfolgreiche Betätigung des Anußen
bandoels iſt aber noch durch zwei Vorausſetzungen bedingt:
die Preisgeſtaltung unſerer induſtriellen Erzeugniſſe, die
den Wettbewerb auf dem Auslandsmarkte ermöglicht, die
Gewährung von Kredit ſeitens unſerer ausländiſchen Ver
känfer und im Zuſammenhange hiermit die Wiederher-
ſtellung einer normalen Valuta. Löhne von der gegen
wärtigen Höhe ſind unhaltbar.

Gruß und Heil den Offizieren
Begrüßungsfeier für heimgekehrte Offiziere

Der Deutſche Offizierbundhat den heimgek. hr.en Offizieren in der Philharmonſe in Berlin
eine ſtimmungsvolle Vegrüßungsfeier veranſtaltet. Damit war
neben den vielen Feſten für Soldaten endlich auch derer gedacht
die augenblicklich unter der blödſinnigen, aber doch ſelbſt in
Berlin anſcheinend wider abflauenden Hetze leiden
müſſen. Jn großen Scharen kamen die Offiziere an, verhält
nismäßig wenige in Uniform. Nur hier und da ſah man Feld
grau und Marineblau. Die meiſten waren im Bürgerrocke
kommen. Wer näher zuhörte, ſpürte, daß bei manchem
ſeinem ſolda:iſchen Ehrenkleide ſeit dem 9. Noveml-er bittere
bitterſte Erinnerungen hangen. Viele hatten zu
heutigen Feier, über der ein ſo tiefer Schatten der Wehmut
lag, ihre Angehörigen mitgebracht. In den erſten Reihen ſah
man grauhaarige, würdige Herren alte Generale, die eben
ralls ſeldarauen Rock ausgezogen hatten. Und dann viet
Jugend, bis zu den Leutnants. Auf allen Geſichtern aber Ern
und Gemeſſenheit. Der Saal und die Emporen w
bis zum letzten Platz beſetzt. Jn der freigehaltenen Loge für die
Reichsregierung ſah man keinen von den Herrſchaften, die 3
für Offiziere nicht ſonderlich etwas übrig haben. Keine Militär
kapelle, begrüßte die Heimgekehrten ein kleines, aber chargk.
teriſtiſches Zeichen dieſer wirren und verwirrenden Tage. Die
Orgel (Herr Rüdel) ſetzte mit einem Vorſpiele ein, und durch
den Saal klang es „Wohlauf Kameraden, auf's Pferd, aufs
Pferd!“, das dann
Morgemrot“, ſich zum Schluſſe aber wieder erhob zu dem
Deutſchland boch in Ehren!“ Dieſen letzten Ton ſpann dann

mit ſeiner Aufforderung „Deut'chland hebe das Haupt!“ Paul
Warncke in ſeinem Vorſpruch weiter. Hierauf nahm daz
Wort der Kriegsminiſter General Scheuch. Dur
ſeinen Beitritt, ſo ſagte er dabei habe er ſein Einverſtänd
nis mit den Beſtrebungen des Deutſchen Offizier-Bundes kund
gegeben. und wenn er aus ſeinem Amte ſcheide, ſo wolle er
ſeine Kraft auch weiter zur Verfügung ſtellen. Daß der
D. O. B. auch für die Hinterbliebenen der Gefallenen eintritt,
ſei beſonders zu begrüßen. Das Andenken an die gefallenen
Helden halten wir hoch! Wir zahlen ihnen damit ei
kleinen Teil des Tributs zurück, den ſie dem Vaterlande mit
ihrem Leben zollten. (Die Verſammlung erhob ſich und weihe-
volle Orgeltöne erklangen.) Sie, m. H., ſind heimgekehrt, von
übergroßer Uebermacht erdrückt und dennoch als Sieger
Aber nicht aus allen Teilen des deutſchen Volkes, das noh von
der R. volution hin und hergeworfen wird, ſtrömt Jhnen reinet
Dank entgegen. Dazu fehlt es doch an klaver Erkenntnig.
Laſſen Sie ſich aber dadurch nicht in Jhrer feſten Dienſt
und Pflichtauffaſſung wankend machen! VWidmen
Sie weiter Jhre ganzen Kräſte dem Dienſte des Vaterlande,
ſei es in freien Berufen oder in Jhrem alten Beruf, um den
Offizier ſein altes Anſehen wieder erkämpfen zu helfen
M. H.! Der deutſche Offizier und Beamte, ſie
werden nicht untergehen! Es wird die Zeit
kommen, wo die deutſche Jugend an dem Bei-
ſpiele, das Sie gegeben haben, wieder lernen
wird, was deutſche Treue und Pflichterfüllung
heißt. (Bravol) Dann werden Sie wieder Sieger
ſein (Stürm. Beifall.)

Unter lebhaftem Beifall ſprach dann Major v. Oppel
Bronikowski über die Ziele des Deutſchen Offizier-Bundez,
Als Frontoffizier ſprach Major v. Stephani den Dank
der Kameraden aus. Für uns, ſagte er, war die Heimkehr ſehr
traurig. Aber waren unſere Opfer wirklich vergeblich? Nein
Wir vertrauen dennoch auf die Kraft des deutſchen Volkez,
Offiziere und Mannſchaften haben treu zuſammengeſtanden

und wie vielen Mannſchaften tun die heutigen Verhältniſſe
leid! Proteſtieren müſſen wir aber gegen die Beſchimpfungen,
daß man uns unſere Ehrenzeichen abnimmt. Die Regierung,
hinter die wir uns geſtellt haben, muß für uns eintreten. Wit
fordern unſer Recht (Stürm. Beifall), fordern es im Namen der
vielen tauſende gefallener Offiziere (39 v. H. ſind draußen ge
blieben Jn Einigkeit bleiben wir ſtark. (Stürm. Veifall)
Ein Schlußwort hielt Rittmeiſter Dr. Runagau. Alles erhob
und ſang ergriffen „Deutſchland, Deutſchland über alles.“

England und Krabien
Von unſerem Sonderberichterſtatter)

Haag, 21. Dezember.
Die engliſchen Blätter erhalten ausführliche Berichte übet

die Ankunft und den großartigen Empfang des Emivs Feiſul
des dritten Sohnes des „Königs von Hedſchas“, Emir Feiſul
kommt im Auftrage ſeines Vaters, um dem engliſchen König
die Ergebenheits- Kundgebung Arabiens zu über
mitteln.

Emir Feiſul ſtand bekanntlich an der Spitze der ſogenannket
arabiſchen Nord Armee, die in den Kämpfen in Syrier
und Paläſting durch ihre zahlreichen Ueberfälle aus den
Hinterhalt und vor allem durch die Zerſtörung der
HedſchasBahn, den Zuſammenbruch der türkiſch-ars
biſchen Streitkräfte mit herbeiführten. Emir Feiſul kommt in
Begleitung eines großen orientaliſchen Gefolges, und die eng
liſche Preſſe ſchmeichelt ihn in bekannter Weiſe. Er wird ſich in
London 14 Tage aufhalten und dann nach Mekka zurüdkehren

Republik oder Monarchie Bayern?
München, 21. Dezember.

Da die künftige bayeriſche Verfaſſung das Referendum vor
fehen wird, will das Zentrum die Frage, ob Republik ode
Monarchie, einer Volksabſtimmung zur Entſcheidung anhein
geben.

„H. Z.“-Sportberichte
Fußballſport in Thüringen

(Eigener Drahtbericht.)
Erfurt: Spielvereinigung J gegen V. ſ. B. I 2:0abgebrochen. V. f. B. II en Spielvg. II 0 2. Rordhgelg

Vallſport J gegen Wacker II 2:6. Merſeburg: V. f. v
gegen Favorit III, Halle 2: 3. In Halle ſpielten V. f

Fußball in Halle. Favorit IV gegen Eintracht i
tere nicht angetreten. Favorit II gegen Sporifreunde I

G J ſpielt am I. Feiertag gegen Sportfreunde
F. E. 96 I ſpielt am 2. Feiertag gegen F. C. Wacker l. en 1olh

Die bandsſpiele (2. Serie) beginnen am 5. JT W Werner rig f. B. Merſeburg 1 gegen
MünchenGladbach ſpielt

gegen Olympiag 1 1:8. V. f. B. IV gegen Wacker IV i

Am 29. Dezember ſpielt V.
Favorit I in Halle.

Der repräſentative Pohl aus
jetzt in Sportverein 01 in Gotha.

Hauptſchriftleuer Heimuf BVottcher.Verantwortlich für den v itiſchen Teil: Helmut Böttcher Volte
Ferdinand Querfurt für die Abteilung Kunſt, Wiſenſchaft, n
ſowie für den lokalen Teil Adolf Meyer. für vrovinzielle r
Gerichtsſaal und Sport und den übrigen redaktionellen Teil e dabea
Querfurt; für den Anzeigenteil: Paul Kerſten, ſämtlich in 4

Verlag und Druck der Halleſchen Leiung Otto Thiele Halle a S
Verlagsdirektor Robert Poenſch.
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